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Wurde eine Rücktrittsfrist vereinbart und wird sie 
nicht eingehalten, ist der Bürger sowohl zur Zahlung der 
Aufwandskosten als auch zum Schadenersatz verpflichtet. 
Seine Pflicht zum Schadenersatz entfällt, wenn das Zim­
mer anderweitig vergeben werden konnte. Beide Forde­
rungen bestehen auch, wenn der Gast, ohne das Hotel zu 
benachrichtigen, nicht anreist und dadurch das bestellte 
Zimmer nicht vermietet werden kann.

Bei mehrtägigen Übernachtungen kann der Bürger bis 
11 Uhr des auf die vorgesehene Ankunft folgenden Tages 
dem Hotel mdtteilen, daß er nicht oder verspätet kommt. 
Danach erlischt sein Anspruch auf eine Unterbringung. 
Die Unterbringungseinrichtung kann das Zimmer ander­
weitig vergeben oder, soweit dies nicht gelingt, vom Bür­
ger Schadenersatz fordern (§ 213 Abs. 1 ZGB).

Kündigt der Bürger den Vertrag vor Ablauf der ver­
einbarten Unterbringungszeit, so ist er gleichfalls zum 
Schadenersatz für die Zeit verpflichtet, in der das Zimmer 
leer stand. Die Schadenersatzpflicht entfällt, wenn das 
Zimmer anderweitig vergeben wurde oder der Bürger die 
Umstände der vorzeitigen Vertragsbeendigung nicht zu

vertreten hat (z. B. Abberufung zu Katastropheneinsät­
zen - § 213 Abs. 2 ZGB).

Die Unterbringungseinrichtung kann den Vertrag 
gegenüber dem Bürger nur kündigen, wenn er seine Ver­
tragspflichten in grober Weise verletzt oder wenn die Er­
füllung des Vertrags unmöglich geworden ist.

Eine grobe Verletzung von Vertragspflichten liegt vor, 
wenn wiederholt gegen die Hotel- oder Hausordnung ver­
stoßen wird (z. B. Übernachtung nicht gemeldeter Perso­
nen im Zimmer des Gastes), andere Hotelgäste erheblich 
belästigt werden, sozialistisches Eigentum mutwillig oder 
leichtfertig beschädigt oder bewußt gegen Ordnung und 
Sicherheit verstoßen wird.

Eine Unmöglichkeit der Vertragserfüllung von seiten 
der Unterbringungseinrichtung ist dann gegeben, wenn 
z. B. die Räume für katastrophenbetroffene Bürger be­
nötigt werden, ein Wasserrohrbruch eine weitere Nutzung 
nicht' zuläßt u.ä. In einem solchen Fall muß sich das Hotel 
bemühen, dem betroffenen Bürger einen annehmbaren 
Ersatz zu beschaffen, und — sollte er bereits Zahlungen 
geleistet haben — den Teil des Zimmerpreises zurücker­
statten, für den die Unterbringung nicht erfolgen konnte.

Erfahrungen aus der Praxis

Wirksamer staatlicher Schutz für Bürger, 
die für Ordnung und Sicherheit eintreten

Es kennzeichnet die Ausprägung der sozialistischen Demo­
kratie, daß viele Bürger sich zunehmend stärker in der 
Öffentlichkeit gegen von ihnen festgestellte Rechtsverlet­
zungen wenden.1 Dementsprechend groß ist die Verant­
wortung der staatlichen Organe, den staatlichen Schutz der 
aus gesellschaftlichem Pflichtbewußtsein handelnden Bür­
ger auch mit den Mitteln des sozialistischen Rechts wirk­
sam zu gewährleisten.

Inhalt des strafrechtlichen Schutzes

Die ungestörte Ausübung des Grundrechts jedes Bürgers 
auf umfassende Mitgestaltung des Lebens der sozialisti­
schen Gesellschaft (Art. 21 der Verfassung) wird auf spe­
zifische Weise mit der Bestimmung des § 214 Abs. 2 StGB 
geschützt. Sie dient der Verfolgung krimineller Beeinträch­
tigungen dieser verfassungsmäßigen Tätigkeit. Ihre An­
wendung gehört damit zugleich zu den Rechtsgarantien 
dafür, daß die Verhütung und Bekämpfung von Straftaten 
und anderer Rechtsverletzungen als gesamtgesellschaftli­
ches Anliegen i. S. von Art. 90 Abs. 2 der Verfassung ver­
wirklicht wird.

§ 214 Abs. 2 StGB wird vor allem zum Schutz jener 
Bürger angewandt, die aus staatsbürgerlichem Verantwor­
tungsbewußtsein für die öffentliche Ordnung und Sicher­
heit eintreten. Das betrifft insbesondere solche Fälle, in 
denen sie unmittelbar Ordnungsstörer zur Rede stellen 
oder dingfest machen und als unmittelbare negative Reak­
tion auf ihre berechtigten Forderungen tätlich angegrif­
fen oder ernstlich bedroht werden. Hier besteht eine 
grundlegende Aufgabe darin, durch schnell nachfolgende 
gesellschaftlich wirksame Verfahren die allgemeine Atmo­
sphäre der Unduldsamkeit gegenüber Rechts- und Diszi­
plinverletzungen zu fördern und dabei zugleich den un­
bedingten staatlichen Schutz der Bürger, die in der Öf­
fentlichkeit gegen Verletzungen von Ordnung und 
Sicherheit auftreten, für jedermann sichtbar zu machen.

Das verantwortungsbewußte und engagierte Eintreten 
der Bürger für die öffentliche Ordnung und Sicherheit hat

besonders auch für die Verhütung rowdyhafter Erschei­
nungen große Bedeutung. Es verdeutlicht dem Rowdy die 
Grenzen zügellosen Tuns ebenso wie die Entschlossenheit 
der Werktätigen, solche destruktiven Verhaltensweisen 
nicht zuzulassen.

Deshalb ist der unbedingte und für die Öffentlichkeit 
sichtbare strafrechtliche Schutz der Bürger gegen Beein­
trächtigungen ihres Eintretens für die öffentliche Ordnung 
und Sicherheit gleichzeitig ein unverzichtbarer Beitrag, um 
das sozialistische Zusammenleben empfindlich störende 
Erscheinungen schrittweise weiter zurückzudrängen. Diese 
prinzipielle gesellschaftliche Bedeutung der Bestimmung 
des § 214 Abs. 2 StGB gilt es folglich auch in jedem Einzel­
fall bei der Erarbeitung der Verfahrenskonzeption zu br­
achten.

Exakte Feststellung des Tatmotivs

Die Strafbarkeit von Beeinträchtigungen gemäß § 214 
Abs. 2 StGB ist an das Vorliegen eines bestimmten Motivs 
geknüpft. Die vorsätzliche Tat muß wegen des Eintretens 
des Bürgers für Ordnung und Sicherheit ausgeführt wor­
den sein. Wie Untersuchungen ergaben, geht es den mei­
sten Tätern unmittelbar darum, das gesellschaftsgemäße 
Handeln des Bürgers zu vereiteln bzw. zu unterbinden, 
um das eigene störende Verhalten fortsetzen zu können. 
In einigen Fällen spielt auch Vergeltung als Tatmotiv eine 
Rolle.

Mit dem Nachweis des konkreten Motivs des strafba­
ren Handelns werden zugleich wichtige Bedingungen ge­
schaffen, um auf den Täter erzieherisch einzuwirken und 
im Leninschen Sinne gesellschaftliche Lehren aus der vor­
liegenden Sache zu ermöglichen, so z. B. Ansätze für even­
tuelle ideologische Auseinandersetzungen in Arbeitskol­
lektiven, in Freizeitgruppen oder in der allgemeinen 
Rechtspropaganda aufzudecken. Dabei ist es erforderlich 
festzustellen, welche Rolle die in der Tat manifestierten 
Motive, Einstellungen, Verhaltensweisen u. U. generell 
im Sozialverhalten des Beschuldigten spielen. Solche tat­
bezogenen Feststellungen zur Täterpersönlichkeit sind un­
verzichtbar, weil sie mittelbar auch über den Grad der 
Fähigkeit und Bereitschaft des Täters zur Besserung und 
Wiedergutmachung, zu künftigem gesellschaftsgemäßem 
Verhalten Auskunft geben können. Sie gehören daher zu


